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Inhaltlicher Bezug

Zur Uberschrift;
Begriff ,Fahrplan®

Stellungnahme einfiigen

Der Begriff ,Fahrplan” beinhaltet Gblicherweise
konkrete Angaben dartiber, wann ein Endzustand
sowie die notigen Zwischenschritte jeweils erreicht
werden sollen.

Auf vorliegende Konsultation tbertragen, ergibt
sich fur die gemal 871k GEG zu erstellenden und
erst nach Genehmigung wirksam werdenden
Fahrplane folgendes Problem:

Die den Fahrplan erstellenden Stellen kdnnen die
Genehmigungsdauer nicht abschatzen, sollen aber
dennoch den geplanten Umstellungszeitraum
angeben.

Daher wird beantragt, dass in der Festlegung
folgende maximale Bearbeitungsdauern der
Bundesnetzagentur definiert werden:

. Genehmigungsdauer fiir den Fall
vollstandiger und plausibler Antragsunterlagen,
sodass die Behdrde keine weiteren Unterlagen
anfordern muss

. Zeitraum, innerhalb dessen von der
Behorde weitere Unterlagen nachgefordert werden
mussen

. Genehmigungsdauer fir den Fall
nachgereichter Antragsunterlagen, die vollstandig
und plausibel sind

Begrindung:

Die Bearbeitung folgender Teile des Fahrplans
erscheint nur moglich, wenn maximale
Bearbeitungsdauern der Genehmigungsbehdrde
festgelegt wurden:

. Gemal 871k Abs. 1 Nr. 2c GEG sind in den
Fahrplanen zeitliche und rdumliche
Zwischenschritte in den Jahren 2035 und 2040 fur
die Umstellung festzulegen. Weiter ist gemalf3 B.2
des Festlegungsentwurfs im informatorischen Tell
des Fahrplans der geplante Umstellungszeitraum
anzugeben. Nach B.6 des Festlegungsentwurfs
sind fur die Jahre 2035 und 2040 Prognosen der
Treibhausgasemissionen vorzulegen. Diese
Angaben setzen Kenntnis des

Umsetzungsbeginns voraus, der u.a. von der
Genahminiinnedaner ahhannt




Inhaltlicher Bezug

Zur Uberschrift:
Begriff ,Fahrplan“
(Fortsetzung)

Stellungnahme einfiigen

. Gemal Erwagungen zu Ziffer 5d) dienen
die 8871 ff. GEG dem Zweck der Erreichung der
nationalen Klimaschutzziele. Auf Grund des
Uberragenden offentlichen Interesses am
Klimaschutz sollten MaRnahmen zur Reduktion
der Treibhausgasemissionen schnellstmdglich
umgesetzt werden; dieses beinhaltet
notwendigerweise eine schnelle Genehmigung der
Fahrplane.

. Gemal’ Erwagungen zu Ziffer 7 wird davon
ausgegangen, dass die Voriiberlegungen des
Fahrplans den Kreditinstituten dargelegt wurden.
Eine etwaige Wirtschaftlichkeit von
Wasserstoffnetzausbaugebieten kann in vielen
Fallen davon abhangen, ab welchem Zeitpunkt die
Heizungsanlagenbetreiber sich auf die
Ausnahmereglung des 871k Abs. 1 GEG berufen
kénnen. Eine seriése Erarbeitung von
Businessplanen scheint ohne Kenntnis der
Bearbeitungsdauern der Behorde vielfach
unmoglich zu sein, da mit steigender
Bearbeitungszeit damit zu rechnen ist, dass mehr
und mehr Heizungsanlagenbetreiber
gasunabhangige Heizungen einbauen werden,
was negative Auswirkungen auf die
Wirtschaftlichkeit eines
Wasserstoffnetzausbaugebiets zur Folge hat.

. Folgende Passagen der Erwagungen zu
Ziffer F.1) konnten den Eindruck erwecken, dass
die Bundesnetzagentur mit langen
Genehmigungsdauern rechnet:

o] ,Die Prifung des Fahrplans erfolgt im
Rahmen einer Einzelfallprifung®.
o} »<Auch wenn eine grol3e Anzahl von

Fahrplanen zur Prufung durch die
Bundesnetzagentur erwartet wird..."

o] ,Die hohe Individualitat der jeweiligen
Umstellungsgebiete...”

Diesbezlglich wird darauf verwiesen, dass die
schwierige und komplexe Umsetzung der
Energiewende unter anderem von einer guten und
vertrauensvollen Zusammenarbeit aller Beteiligten,
klaren und einfachen Regelungen und
schlagkraftig aufgestellten

CoanahminminnchahArdan ahhannt




	Konsultationsteilnehmer: Stadtwerke Karlsruhe Netzservice GmbH
	Name des Stellungnehmenden: Egbert Groß
	Datum der Stellungnahme: 16.09.2024
	Lege ich bei: Off
	ist nicht erforderlich: Ja
	Inhaltlicher Bezug bzw: 
	 sonstige Anmerkungen (z: 
	B: 
	 zu Punkt C: 
	2: 
	b) Anschlusskapazität 1: Zur Überschrift: Begriff „Fahrplan“
	b) Anschlusskapazität 2: Zur Überschrift: Begriff „Fahrplan“ (Fortsetzung)





	Stellungnahme einfügen 1: Der Begriff „Fahrplan“ beinhaltet üblicherweise konkrete Angaben darüber, wann ein Endzustand sowie die nötigen Zwischenschritte jeweils erreicht werden sollen.

Auf vorliegende Konsultation übertragen, ergibt sich für die gemäß §71k GEG zu erstellenden und erst nach Genehmigung wirksam werdenden Fahrpläne folgendes Problem:
Die den Fahrplan erstellenden Stellen können die Genehmigungsdauer nicht abschätzen, sollen aber dennoch den geplanten Umstellungszeitraum angeben.  

Daher wird beantragt, dass in der Festlegung folgende maximale Bearbeitungsdauern der Bundesnetzagentur definiert werden:
•	Genehmigungsdauer für den Fall vollständiger und plausibler Antragsunterlagen, sodass die Behörde keine weiteren Unterlagen anfordern muss
•	Zeitraum, innerhalb dessen von der Behörde weitere Unterlagen nachgefordert werden müssen
•	Genehmigungsdauer für den Fall nachgereichter Antragsunterlagen, die vollständig und plausibel sind

Begründung:
Die Bearbeitung folgender Teile des Fahrplans erscheint nur möglich, wenn maximale Bearbeitungsdauern der Genehmigungsbehörde festgelegt wurden:
•	Gemäß §71k Abs. 1 Nr. 2c GEG sind in den Fahrplänen zeitliche und räumliche Zwischenschritte in den Jahren 2035 und 2040 für die Umstellung festzulegen. Weiter ist gemäß B.2 des Festlegungsentwurfs im informatorischen Teil des Fahrplans der geplante Umstellungszeitraum anzugeben. Nach B.6 des Festlegungsentwurfs sind für die Jahre 2035 und 2040 Prognosen der Treibhausgasemissionen vorzulegen. Diese Angaben setzen Kenntnis des Umsetzungsbeginns voraus, der u.a. von der Genehmigungsdauer abhängt.

	
	Stellungnahme einfügen 2: •	Gemäß Erwägungen zu Ziffer 5d) dienen die §§71 ff. GEG dem Zweck der Erreichung der nationalen Klimaschutzziele. Auf Grund des überragenden öffentlichen Interesses am Klimaschutz sollten Maßnahmen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen schnellstmöglich umgesetzt werden; dieses beinhaltet notwendigerweise eine schnelle Genehmigung der Fahrpläne.
•	Gemäß Erwägungen zu Ziffer 7 wird davon ausgegangen, dass die Vorüberlegungen des Fahrplans den Kreditinstituten dargelegt wurden. Eine etwaige Wirtschaftlichkeit von Wasserstoffnetzausbaugebieten kann in vielen Fällen davon abhängen, ab welchem Zeitpunkt die Heizungsanlagenbetreiber sich auf die Ausnahmereglung des §71k Abs. 1 GEG berufen können. Eine seriöse Erarbeitung von Businessplänen scheint ohne Kenntnis der Bearbeitungsdauern der Behörde vielfach unmöglich zu sein, da mit steigender Bearbeitungszeit damit zu rechnen ist, dass mehr und mehr Heizungsanlagenbetreiber gasunabhängige Heizungen einbauen werden, was negative Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit eines Wasserstoffnetzausbaugebiets zur Folge hat.
•	Folgende Passagen der Erwägungen zu Ziffer F.1) könnten den Eindruck erwecken, dass die Bundesnetzagentur mit langen Genehmigungsdauern rechnet:
o	„Die Prüfung des Fahrplans erfolgt im Rahmen einer Einzelfallprüfung“.
o	„Auch wenn eine große Anzahl von Fahrplänen zur Prüfung durch die Bundesnetzagentur erwartet wird…“
o	„Die hohe Individualität der jeweiligen Umstellungsgebiete…“
Diesbezüglich wird darauf verwiesen, dass die schwierige und komplexe Umsetzung der Energiewende unter anderem von einer guten und vertrauensvollen Zusammenarbeit aller Beteiligten, klaren und einfachen Regelungen und schlagkräftig aufgestellten Genehmigungsbehörden abhängt.


